
 
Berichtsantrag  
der Abg. Gottschalck, Habermann, Hofmann, Waschke 
und Weiß (SPD) und Fraktion 
betreffend Ermittlungsverfahren um Salmonellen im Klinikum  
Fulda 
 
 
 
Im Jahr 2007 wurden im Klinikum Fulda zahlreiche Patienten Opfer einer 
Salmonellen-Infektion, deren Ursache erst nach längerer Zeit aufgeklärt 
werden konnte. Drei Menschen verstarben aufgrund der Infektion. Vor die-
sem Hintergrund leitete die Staatsanwaltschaft Fulda seinerzeit strafrechtli-
che Ermittlungsverfahren ein. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Rechts- und Integrationsausschuss 
über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1. Aufgrund welchen Anfangsverdachts wurden von der Staatsanwalt-

schaft Fulda im Zusammenhang mit den Salmonellen-Infektionen im 
Klinikum Fulda strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet? 

 
2. Zu welchem Zeitpunkt wurden die zu Frage 1 genannten Ermitt-

lungsverfahren eingeleitet? 
 
3. Gegen wie viele Personen wurden im Zusammenhang mit der Salmo-

nellen-Infektion strafrechtliche Ermittlungsverfahren eingeleitet? 
 
4. In welcher Weise wurden die Ermittlungen von der zuständigen 

Staatsanwaltschaft geführt? 
 
5. Wurden die vorgenannten Ermittlungsverfahren mittlerweile abge-

schlossen?  
 a) Wenn ja, zu welchem Zeitpunkt und in welcher Weise ergingen 

jeweils die einzelnen Abschlussverfügungen seitens der Staatsan-
waltschaft? 

 b) In wie vielen Fällen wurde aufgrund der Ermittlungen der zuständi-
gen Staatsanwaltschaft eine gerichtliche Hauptverhandlung durchge-
führt?  

  In welcher Weise wurden diese zwischenzeitlich abgeschlossen? 
 c) Wenn nein, aus welchen Gründen verzögerte sich der Abschluss 

der zu Frage 2 genannten Ermittlungsverfahren? 
 d) Wann werden voraussichtlich die noch nicht abgeschlossenen 

strafrechtlichen Ermittlungsverfahren der zuständigen Staatsan-
waltschaft beendet sein?  

 
Wiesbaden, 7. Juli 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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 13. 07. 2009 
Dem 

Rechts- und Integrationsausschuss 
überwiesen 

18. Wahlperiode 
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